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Änderung der WEA-Schattenwurf-Leitlinie

Erlass des Ministeriums für Landwirtschaft,
 Umwelt und Klimaschutz

Vom 2. Dezember 2019

I.

Die WEA-Schattenwurf-Leitlinie vom 24. März 2003 (ABl.  
S. 498), die zuletzt durch den Erlass vom 28. Februar 2015 
(ABl. S. 277) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 Die Bezeichnung der Leitlinie wird wie folgt gefasst:
 
	 „Leitlinie des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt 

und Klimaschutz des Landes Brandenburg zur Ermitt-
lung und Beurteilung der optischen Immissionen von 
Windenergieanlagen (WEA-Schattenwurf-Leitlinie)“.

2.	 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

	 „5  Geltungsdauer

	       �Die Geltungsdauer dieser Leitlinie ist bis zum 31. De-
zember 2024 befristet.“ 

II.

Dieser Erlass tritt mit Wirkung vom 31. Dezember 2019 in 
Kraft.

Richtlinie 
des Ministeriums für Infrastruktur 

und Landesplanung 
zur Aufstellung nichtamtlicher Hinweiszeichen 

an Bundes-, Landes- und Kreisstraßen 
im Land Brandenburg (Hinweis-Z.Ri)

Vom 12. Dezember 2019

Vorbemerkung

Diese Richtlinie bildet die Grundlage für eine einheitliche Be-
schilderung an Bundes-, Landes- und Kreisstraßen des Landes 
Brandenburg mittels nichtamtlicher Hinweiszeichen. Ziel ist, 
die Orientierung des überörtlichen Verkehrs im Hinblick auf die 
den Tourismus betreffenden Betriebe und Einrichtungen sowie 
das Auffinden der gewerblichen und landwirtschaftlichen Be-
triebe zu verbessern. Die einheitlich gestalteten nichtamtlichen 
Hinweiszeichen sollen mit einem Blick erfasst werden und 

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

demzufolge der Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs die-
nen. Mit den Hinweiszeichen sollen ungeordnete Beschilderun-
gen verhindert und Suchverkehre ausgeschlossen werden.

Da es sich um eine Benutzung des Eigentums der Straßen han-
delt, die den Gemeingebrauch nicht beeinträchtigt, handelt es 
sich nicht um eine erlaubnispflichtige Sondernutzung, sondern 
um eine sogenannte „sonstige Nutzung“ des Straßenraumes ge-
mäß § 8 Absatz 10 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) be-
ziehungsweise § 23 Absatz 1 des Brandenburgischen Straßen-
gesetzes (BbgStrG), der sich allein nach bürgerlichem Recht 
richtet.  

Baurechtliche Vorschriften bleiben von dieser Richtlinie unbe-
rührt. 

1	 Anwendungsbereich

Nichtamtliche Hinweiszeichen kommen außerhalb der Orts-
durchfahrten auf Straßengrund außerhalb des Verkehrsraumes 
und nur dann in Betracht, wenn die Voraussetzungen für eine 
amtliche Beschilderung nicht vorliegen, aber ein Verkehrsbe-
dürfnis für die Aufstellung eines nichtamtlichen Hinweiszei-
chens auf einen Betrieb oder eine Einrichtung besteht. Ein Ver-
kehrsbedürfnis besteht, wenn die Hinweisbeschilderung zur 
Orientierung der Verkehrsteilnehmerinnen/Verkehrsteilnehmer 
zweckmäßig und erforderlich ist.

Eine Hinweisbeschilderung darf in der Regel nur dann erfol-
gen, wenn der Betrieb oder die Einrichtung

-	 außerorts, das heißt an der freien Strecke der Bundes-, Lan-
des- und Kreisstraßen liegt,

-	 eine zulässige und der Verkehrssicherheit entsprechende 
Zufahrt hat.

Ein Rechtsanspruch auf Zulassung der nichtamtlichen Hinweis-
zeichen besteht nicht.

Nichtamtliche Hinweiszeichen können in begründeten Fällen 
auch für innerorts gelegene Betriebe oder Einrichtungen aufge-
stellt werden.

2	 Auswahl der Ziele

Eine Hinweisbeschilderung zur besseren Orientierung der Ver-
kehrsteilnehmerinnen/Verkehrsteilnehmer kommt bei verkehr-
lichem Bedarf insbesondere bei folgenden Zielen in Betracht:

-	 gastronomische Betriebe
-	 Beherbergungseinrichtungen (Hotels, Pensionen, Gasthäuser)
-	 Erholungs- und Freizeiteinrichtungen (zum Beispiel Cam-

pingplätze, Badeplätze, Rastplätze, Sportplätze, Marina, 
Golfanlagen, Reitsportanlagen)

-	 Ab-Hof-Verkaufsstellen gärtnerischer oder landwirtschaft-
licher Produkte (zum Beispiel für Erdbeeren, Spargel, Hei-
delbeeren, Blumen, Milchtankstellen, Käse, Fleisch usw.)
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-	 Ab-Feld-Vermarktung gärtnerischer oder landwirtschaft- 
licher Produkte (zum Beispiel Erdbeeren, Spargel, Heidel-
beeren, Blumen) für den Erntezeitraum

-	 touristische Sehenswürdigkeiten.

3	 Gestaltung

3.1	Technische Ausführung

Die Hinweiszeichen sind entsprechend den Mustern in der An-
lage 1 zu gestalten und sollen der Ausführungspraxis von Ver-
kehrszeichen in vergleichbarer Größe entsprechen.

Nichtamtliche Hinweiszeichen haben eine grüne Grundfarbe 
gemäß DIN 6171-Teil 1.

Schrift und Piktogramm sind weiß. Die Schrift ist als Verkehrs-
schrift (Mittelschrift) gemäß DIN 1451-Teil 2 zu gestalten.

Die Beschriftung sollte in der Regel einzeilig (Schriftgröße  
105 mm), im Höchstfall zweizeilig (Schriftgröße 84 mm) sein. 
Entfernungsangaben sind möglich.

Die Schilder sind mindestens retroreflektierend Typ 1 gemäß 
DIN 67521 auszurüsten.

Die Tragkonstruktion ist grundsätzlich so zu bemessen, dass 
drei Hinweiszeichen aufgenommen werden können, deren An-
bringung zu einem späteren Zeitpunkt zu dulden ist.

3.2	Inhalt der Hinweiszeichen

Der Inhalt der Hinweiszeichen ist auf das zum Auffinden des 
Betriebes/der Einrichtung unbedingt notwendige Maß zu be-
schränken.

Es ist grundsätzlich nur das Zielobjekt (individueller Name des 
Betriebes und/oder die Art des Betriebes) in Verbindung mit ma-
ximal zwei Piktogrammen anzugeben. Bei Ab-Feld-Vermark-
tung ist nur das Saisonprodukt und/oder die Art der Feld-  
Vermarktung (Selbstpflücke oder Ab-Feld-Verkauf) anzugeben.  

Der Inhalt muss in jedem Fall leicht erfassbar sein. Zusätzliche 
Werbung und andere Inhalte sind nicht zulässig.

Ist an einem Standort auf mehrere gleichartige Betriebe in einer 
Richtung hinzuweisen, soll nur auf die Art der Betriebe hinge-
wiesen werden.

Als Piktogramme kommen die in Anlage 2 dieser Richtlinie, in 
den Richtlinien für die wegweisende Beschilderung außerhalb 
von Autobahnen (in der jeweils geltenden Fassung) und den 
Richtlinien für die touristische Beschilderung an Straßen - RtB 
(in der jeweils geltenden Fassung) aufgeführten grafischen 
Symbole in Betracht.

Eine Erweiterung der in Anlage 2 dargestellten Piktogramm-
symbole (zum Beispiel auf andere Freizeiteinrichtungen) ist 
nach Zustimmung des Ministeriums für Infrastruktur und Lan-
desplanung möglich.

4	 Standorte der Hinweiszeichen

Die Standortwahl trifft die örtlich zuständige Straßenbaubehör-
de im Einvernehmen mit der örtlich zuständigen Straßenver-
kehrsbehörde und im Benehmen mit der Antragstellerin/dem 
Antragsteller.

Eine eindeutige Führung zum Zielobjekt ist sicherzustellen 
(Kontinuitätsprinzip).

Hinweisschilder (Anlage 1 Bilder 1a bis 2b) sollen vorzugs
weise an der letzten Abfahrt vom klassifizierten Straßennetz 
(Bundes-, Landes- beziehungsweise Kreisstraßen) aufgestellt 
werden beziehungsweise in einem Umkreis bis zu 5 km. Zu-
sätzlich ist die Aufstellung von Vorankündigungen (Anlage 1 
Bilder 3 und 4) möglich. 

5	 Verfahren

5.1	Antrag

Der Antrag zur Aufstellung eines nichtamtlichen Hinweisschil-
des ist mit Begründung an die zuständige Straßenbaubehörde 
zu richten.

Dem Antrag sind beizufügen:

-	 Skizze des Hinweiszeichens mit genauem Wortlaut der Be-
schriftung und gegebenenfalls dem Piktogramm;

-	 geeigneter Lageplan mit Lage des Betriebes sowie dem 
gewünschten Standort des Zeichens/der Zeichen an der 
Straße, Angabe der Entfernung zwischen Schild und 
Betrieb;

-	 Erklärung, keine anderweitigen Werbeanlagen innerhalb 
der jeweiligen Anbauverbots- beziehungsweise -beschrän-
kungszone errichtet zu haben oder errichten zu wollen, ge-
gebenenfalls deren Beseitigung auf eigene Kosten bis zur 
Aufstellung der nichtamtlichen Hinweisschilder vorzuneh-
men.

Über die Nutzung der Straße für nichtamtliche Hinweiszeichen 
außerhalb des Verkehrsraumes wird ein Nutzungsvertrag (An-
lage C 1 der Nutzungsrichtlinien, bekannt gemacht mit Allge-
meinem Rundschreiben Straßenbau Nr. 02/2018 des Bundes
ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur vom 15. Ja
nuar 2018) abgeschlossen, der um folgende Regelung ergänzt 
wird:

„Die Richtlinie des Ministeriums für Infrastruktur und Raum-
ordnung zur Aufstellung nichtamtlicher Hinweiszeichen an 
Bundes-, Landes- und Kreisstraßen im Land Brandenburg wird 
Bestandteil des Nutzungsvertrages. Der/die Nutzungsberech-
tigte erkennt seine/ihre Verpflichtungen, insbesondere aus 
Nummern 5 und 6 an.“

Ein Nutzungsentgelt wird nicht erhoben.

Vor Vertragsabschluss ist durch die Straßenbaubehörde die ört-
lich zuständige Straßenverkehrsbehörde zu beteiligen und hin-
sichtlich des Standortes das Einvernehmen herzustellen (siehe 
auch Nummer 4).
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5.2	Beschaffung, Aufstellung und Unterhaltung

Die Beschaffung der Hinweiszeichen, einschließlich der Trag-
konstruktion, erfolgt nach Maßgabe der Straßenbaubehörde 
durch die Antragstellerin/den Antragsteller und verbleibt in de-
ren/dessen Eigentum.

Die Aufstellung der Hinweiszeichen erfolgt:

-	 durch ein von der Antragstellerin/vom Antragsteller zu be-
auftragendes Unternehmen, das die fachgerechte Herstel-
lung und Errichtung der Anlagen nach den Vorschriften 
dieser Richtlinien gewährleistet

oder

-	 durch die zuständige Straßenbauverwaltung auf Rechnung 
entsprechend der Beauftragung durch den Antragsteller.

5.3	Umsetzung, Erneuerung und Beseitigung

Erfordern Maßnahmen des Straßenbaulastträgers eine nach-
trägliche Änderung des Hinweiszeichens, so ist diese Änderung 
von der Antragstellerin/vom Antragsteller auf Verlangen der 
Straßenbaubehörde zu veranlassen (zum Beispiel wegen der 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, der Ausbauabsichten 
oder der Straßengestaltung).

Nichtamtliche Hinweiszeichen sind von der Antragstellerin/
vom Antragsteller umgehend zu ersetzen, wenn sie nicht mehr 
standsicher oder leserlich sind, oder zu entfernen, wenn sie ent-
behrlich sind (zum Beispiel bei Schließung der Einrichtung).

Hinweiszeichen auf Ab-Feld-Vermarktung von Saisonproduk-
ten sind nach Ende der Erntezeit durch den Antragsteller zu be-
seitigen. 

Die Entscheidung über die Erforderlichkeit einer Umsetzung, 
Reparatur, Ersatzbeschaffung oder Beseitigung obliegt der 
Straßenbaubehörde.

Wird dieser Verpflichtung nicht nachgekommen, kann die Stra-
ßenbaubehörde eine kostenpflichtige Beseitigung veranlassen.

6	 Kosten

6.1	Aufstellungskosten

Alle Kosten für nichtamtliche Hinweiszeichen gehen zulasten 
der Antragstellerin/des Antragstellers. Dies gilt für die Kosten 
der Gestaltung, der Beschaffung und der Aufstellung der Zei-
chen. Beantragen mehrere gemeinsam die Aufstellung eines 
Schildes, tragen sie diese Kosten gesamtschuldnerisch.

Werden zu einem späteren Zeitpunkt weitere Hinweiszeichen 
an derselben Tragkonstruktion angebracht, tragen die Antrag-
steller nur die Kosten der Gestaltung, der Beschaffung und der 
Montage des Zeichens/der Zeichen.

6.2	Unterhaltungskosten

Eine Reparatur, Ersatzbeschaffung des Zeichens/der Zeichen 
geht zulasten der Eigentümerin/des Eigentümers.

Kosten für eine Reparatur oder Ersatzbeschaffung der Tragkon-
struktion gehen gesamtschuldnerisch zulasten der Eigentümer 
der an der Tragkonstruktion zu diesem Zeitpunkt angebrachten 
Zeichen.

6.3	Umsetzungs-, Beseitigungskosten

Muss ein nichtamtliches Hinweiszeichen mit Tragkonstruk- 
tion versetzt werden oder soll es entfernt werden, gehen die 
Kosten zulasten der Eigentümerin/des Eigentümers, im Fall ei-
ner gesamtschuldnerischen Kostentragung zulasten der Gesamt-
schuldner.

7	 Innerörtliche Hinweise

Die Verwendung der nichtamtlichen Hinweiszeichen innerhalb 
der Ortslagen ist möglich. Die hier geforderte Erlaubnis der zu-
ständigen Straßenbaubehörde wird auf Grundlage des Fernstra-
ßengesetzes und des Brandenburgischen Straßengesetzes durch 
die Zustimmung der zuständigen Gemeinde ersetzt. Die zustän-
dige Gemeinde trifft im Einvernehmen mit der örtlich zuständi-
gen Straßenverkehrsbehörde und im Benehmen mit der Antrag-
stellerin/dem Antragsteller die Standortwahl. Grundsätzlich ist 
zu beachten, dass die Wirksamkeit vorhandener amtlicher Ver-
kehrszeichen nicht beeinträchtigt werden darf.

8	 Inkrafttreten

Diese Richtlinie wird im Amtsblatt für Brandenburg veröffent-
licht und in das elektronische „Brandenburgische Vorschriften-
system“ (BRAVORS) unter der Internetseite www.landesrecht.
brandenburg.de eingestellt.

Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung im 
Amtsblatt für Brandenburg in Kraft. 

Gemäß § 30 Absatz 6 der Gemeinsamen Geschäftsordnung für 
die Ministerien des Landes Brandenburg vom 15. März 2016 
(http://bravors.brandenburg.de/verwaltungsvorschriften/
ggo2016) wird die Geltung dieser Richtlinie auf einen Zeitraum 
von fünf Jahren ab Inkrafttreten befristet. 

Anlage 1

Gestaltungsmöglichkeiten und Abmessungen der Hinweis-
zeichen

Bild 1a: Hinweiszeichen mit einem Piktogrammsymbol
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Bild 1b: Hinweiszeichen mit zwei Piktogrammsymbolen

Bild 2a: �Vorankündigung Hinweiszeichen, einzeilige Schreib-
weise

Bild 2b: �Vorankündigung Hinweiszeichen, zweizeilige Schreib-
weise

Bild 3: Piktogrammhinweiszeichen

Bild 4: Vorankündigung Piktogrammhinweiszeichen

Anlage 2 

Piktogrammsymbole 

Symbol 1

zum Beispiel für gastronomischen Betrieb

Symbol 2

zum Beispiel für Pension, Beherbergungseinrichtung
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Symbol 3

zum Beispiel für Café, Imbiss

Symbol 4

zum Beispiel für Zeltplatz

Symbol 5

zum Beispiel für Rastplatz

Symbol 6

zum Beispiel für Badeplatz, Freibad

Symbol 7

zum Beispiel für Wohnwagenplatz, Caravanstellplatz

Symbol 8	

zum Beispiel für Reiterhof, Reitsportanlage

Symbol 9

zum Beispiel für Fischgaststätte, Fischräucherei, Angelplatz

Symbol 10

zum Beispiel für Bootsverleih
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Symbol 11

zum Beispiel für Hafen, Wasserwanderplatz

Symbol 12

zum Beispiel für Golfanlagen

Symbol 13

zum Beispiel für Ab-Hof-Verkaufsstellen von gärtnerischen 
Produkten (Obst, Gemüse und Pflanzen)

Symbol 14

zum Beispiel für Ab-Hof-Verkauf von landwirtschaftlichen 
Produkten 

Symbol 15 

zum Beispiel Direktvermarktung von Milch 

Richtlinien für die Durchführung 
von Verwaltungsverfahren 

nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz 
(EKrG-Richtlinien)

Erlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung 

Vom 16. Dezember 2019

Der Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur hat 
die folgenden Richtlinien mit dem Allgemeinen Rundschreiben 
Straßenbau (ARS) Nr. 18/2018 bekannt gegeben und im Ver-
kehrsblatt veröffentlicht. 

Sie sind damit für den Bereich der Bundesfernstraßen anzu-
wenden. Mit diesem Erlass werden die Richtlinien für die 
Durchführung von Verwaltungsverfahren nach dem Eisenbahn-
kreuzungsgesetz für den Bereich der Bundesstraßen im Land 
Brandenburg eingeführt. Im Interesse der einheitlichen Hand-
habung sind sie auch auf die im Zuständigkeitsbereich des Lan-
des liegenden Straßen anzuwenden.

Für die im Zuständigkeitsbereich der Landkreise, kreisfreien 
Städte und Gemeinden des Landes Brandenburg liegenden 
Straßen wird die Anwendung empfohlen.

Die DB Netz AG hat die Richtlinien in ihrem Geschäftsbereich 
ebenfalls eingeführt und verfährt entsprechend. 

Die Richtlinien wurden neu strukturiert und die Vorgaben zur 
Gewährung des Staatsdrittels präzisiert (fachtechnische Stel-
lungnahme des Eisenbahn-Bundesamtes, haushaltsmäßige Ab-
wicklung und Verwendungsprüfung). Die Verwaltungsabläufe 
wurden in diesem Kontext vereinfacht. 

Das ARS 07/2000 wurde insgesamt aufgehoben. 

Für die Eisenbahnkreuzungsverfahren im Land Brandenburg 
gelten damit insgesamt folgende Vorschriften und Erlasse in 
ihrer jeweils geltenden Fassung:

-	 Eisenbahnkreuzungsgesetz
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-	 Die Bundesverordnung über die Kosten von Maßnahmen 
nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz (1. EKrV) vom 2. Sep
tember 1964 (BGBl. I S. 711), die durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 11. Februar 1983 (BGBl. I S. 85) geändert 
worden ist

-	 Die Bundesverordnung zur Berechnung von Ablösungsbe-
trägen nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz, dem Bundes-
fernstraßengesetz und dem Bundeswasserstraßengesetz 
(Ablösungsbeträge-Berechnungsverordnung - ABBV) vom 
1. Juli 2010 (BGBl. I S. 856)

-	 Verordnung des Landes Brandenburg zur Ausführung des 
Eisenbahnkreuzungsgesetzes (EKrG-AV) vom 18. Juli 1996 
(GVBl. II S. 572), die durch Artikel 7 des Gesetzes vom  
26. Mai 2004 (GVBl. I S. 240, 242) geändert worden ist

-	 Die Richtlinien für die Durchführung von Verwaltungsver-
fahren nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG-Richt-
linien), ARS Nr. 18/2018, eingeführt in Brandenburg mit 
diesem Erlass (Dezember 2019)

-	 Die Richtlinien für die Planung, Baudurchführung und Ab-
rechnung von Maßnahmen nach dem Eisenbahnkreuzungs-
gesetz, ARS Nr. 10/2014, eingeführt in Brandenburg mit 
Erlass vom 18. März 2016 

-	 Muster für Vereinbarungen über Eisenbahnkreuzungsmaß-
nahmen gemäß §§ 5, 11, 12, 13 des Eisenbahnkreuzungs
gesetzes, ARS Nr. 02/2015, eingeführt in Brandenburg 
durch Erlass vom 18. März 2016 (ABl. S. 459)

-	 Richtlinie zur Ermittlung und Aufteilung der Kostenmasse 
bei Kreuzungsmaßnahmen (ARS Nr. 08/1989 vom 17. Mai 
1989, VkBl. S. 419)

-	 Vereinfachte Ermittlung der Kostenteilung bei Baumaßnah-
men nach § 12 Nr. 2 EKrG und § 41 Abs. 5 WaStrG (Rund-
schreiben vom 29. Januar 1973, VkBl. S. 138), eingeführt 
mit Erlass des Ministeriums für Stadtentwicklung, Wohnen 
und Verkehr Nr. 34/1999 vom 1. Oktober 1999

-	 Klarstellung zum Rundschreiben vom 29. Januar 1973 - 
Vereinfachte Ermittlung der Kostenteilung bei Baumaßnah-
men nach § 12 Nr. 2 EKrG und § 41 Abs. 5 WaStrG (ARS 
Nr. 10/1985 vom 20. Mai 1985, VkBl. S. 387), eingeführt 
mit Erlass des Ministeriums für Stadtentwicklung, Wohnen 
und Verkehr Nr. 34/1999 vom 1. Oktober 1999 

-	 Rundschreiben Vollzug des Eisenbahnkreuzungsgesetzes 
(EKrG) - Mitwirkungspflichten der Kreuzungsbeteiligten/
Übertragung von Planungs- und Verwaltungsleistungen/
Abgrenzung von Verwaltungs- und Baukosten, StB 
15/7174.2/5-14/2095549 vom 29. Januar 2014, eingeführt 
mit Erlass des Ministeriums für Infrastruktur und Landes-
planung vom 18. März 2016 (ABl. S. 460), befristet bis  
3. Mai 2021, geändert mit Rundschreiben des BMVI vom 
15. Dezember 2016 (Änderung der Anlage 2 Nummer 3 
zum Rundschreiben vom 29. Januar 2014)

-	 Umsatzsteuer bei Maßnahmen nach §§ 3, 13 EKrG (ARS 
Nr. 13/2013 vom 2. Mai 2013, VkBl. S. 563)

-	 Behandlung von Maßnahmen nach §§ 3, 13 des Eisenbahn-
kreuzungsgesetzes (EKrG) im Zusammenhang mit der Ver-
pachtung/Übergabe von Eisenbahnstrecken des Bundes auf 
Dritte, ARS Nr. 03/2004 vom 27. Januar 2004 (VkBl. S. 124)

-	 Richtlinien zur Anwendung der Verordnung zur Berech-
nung von Ablösungsbeträgen nach dem Eisenbahnkreu-
zungsgesetz, dem Bundesfernstraßengesetz und dem Bun-
deswasserstraßengesetz (ABBV-Richtlinien - RL ABBV) 
(ARS Nr. 26/2012 vom 12. Dezember 2012, VkBl. 2013, 
eingeführt mit Runderlass des Ministeriums für Infrastruktur 
und Landwirtschaft, Abteilung 4, Nr. 21/2013 vom 15. Au
gust 2013 (ABl. S. 2254)

Dieser Erlass wird im Amtsblatt für Brandenburg veröffentlicht 
und in das elektronische „Brandenburgische Vorschriftensys-
tem“ (BRAVORS) unter der Internetseite www.landesrecht.
brandenburg.de eingestellt.

Die geänderten Richtlinien wurden auf der Homepage des Bun-
desministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur unter 
www.bmvi.de veröffentlicht.

Dieser Erlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Amts-
blatt für Brandenburg in Kraft. 

Die Geltung dieses Erlasses ist entgegen § 30 Absatz 6 der Ge-
meinsamen Geschäftsordnung für die Ministerien des Landes 
Brandenburg vom 15. März 2016 (http://bravors.brandenburg.
de/verwaltungsvorschriften/ggo2016) unbefristet.

Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie 

des Landes Brandenburg 
zur Förderung von Deutschkursen 

für Flüchtlinge (DfF 2019) im Land Brandenburg 
in der EU-Förderperiode 2014 - 2020

Vom 6. November 2019

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

1.1	 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie, der 
§§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) und 
der hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) 
sowie des Operationellen Programms des Landes Bran-
denburg für den Europäischen Sozialfonds (ESF)  
2014 - 2020, Prioritätsachse B, Zuwendungen aus Mit-
teln des ESF für die Förderung von Deutschkursen für 
Flüchtlinge im Land Brandenburg. Darüber hinaus sind 
in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden: die Ver-
ordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit ge-
meinsamen Bestimmungen über den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des länd
lichen Raums und den Europäischen Meeres- und Fi-
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schereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsions-
fonds und den Europäischen Meeres- und Fischerei
fonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG)  
Nr. 1083/2006 des Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, 
S. 320) und die Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. De-
zember 2013 über den Europäischen Sozialfonds und 
zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 des 
Rates (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 470).

	 Auf die Gewährung der Zuwendung besteht kein 
Rechtsanspruch. Vielmehr entscheidet die Bewilli-
gungsbehörde auf Grund ihres pflichtgemäßen Ermes-
sens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

1.2	 Ziel der Förderung ist, dass Flüchtlinge (Asylsuchende 
sowie Geduldete), die nicht mehr der Schulpflicht un-
terliegen und noch keinen Anspruch auf Teilnahme 
am Integrationskurs gemäß § 43 ff. und § 45a des 
Aufenthaltsgesetzes (Spezialkurs unter B1-Niveau 
nach dem Gemeinsamen Europäischen Referenzrah-
men [GER]) haben, als Voraussetzung ihrer gesell-
schaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Integration 
die Möglichkeit zum qualifizierten Erlernen der deut-
schen Sprache erhalten. Konzeption und Curricula 
der Deutschkurse für Flüchtlinge entsprechen der 
Sprachförderung im Rahmen der Integrationskurse. 
Dadurch wird gewährleistet, dass im Falle einer An-
spruchsberechtigung zur Teilnahme an einem bundes-
finanzierten Integrationskurs des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) ein nahtloser 
Übergang zum Integrationskurs möglich ist. Die 
Asylsuchenden und Geduldeten können entweder ge-
meinsam mit Teilnahmeberechtigten an Integrations-
kursen oder im Rahmen eigenständiger Deutschkurse 
unterrichtet werden.

1.3	 Der Grundsatz der Gleichstellung von Frauen und 
Männern ist einzuhalten. Dabei ist das Gender-Main-
streaming-Prinzip anzuwenden, das heißt, bei der Pla-
nung, Durchführung, Begleitung und Bewertung von 
Maßnahmen sind ihre Auswirkungen auf die Gleich-
stellung von Frauen und Männern zu berücksichtigen. 
Die vorgesehenen gleichstellungsfördernden Aktionen 
sind im Förderantrag darzustellen, erzielte Ergebnisse 
sind in der Berichterstattung zu dokumentieren. Insbe-
sondere soll darauf hingewirkt werden, dass der Frauen-
anteil an den nach dieser Richtlinie unterstützten 
Deutschkursen dem Frauenanteil an den Flüchtlingen 
im Land Brandenburg entspricht. Dieser liegt gegen-
wärtig bei 34 Prozent.

1.4	 Der Grundsatz der Chancengleichheit und Nichtdiskri-
minierung im Hinblick auf Geschlecht, ethnische Her-
kunft, Religion oder Weltanschauung, eine Behinde-
rung, das Alter oder die sexuelle Ausrichtung ist 
einzuhalten. Die Zugänglichkeit für Menschen mit Be-
hinderungen zu den nach dieser Richtlinie unterstützten 
Maßnahmen ist zu berücksichtigen und auf verbesserte 

Teilhabemöglichkeiten hinzuwirken. Die vorgesehenen 
Aktionen sind im Förderantrag darzustellen und die er-
zielten Ergebnisse in der Berichterstattung zu doku-
mentieren.

1.5	 Das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung ist entspre-
chend Artikel 8 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 
hinsichtlich Umweltschutz, Ressourceneffizienz, Kli-
maschutz, Anpassung an den Klimawandel, biologi-
sche Vielfalt, Katastrophenresistenz und Risikopräven-
tion und -management Bestandteil des Operationellen 
Programms. Der vorgesehene Beitrag einer Maßnahme 
zur nachhaltigen Entwicklung ist im Förderantrag dar-
zustellen und die erzielten Ergebnisse sind in der Be-
richterstattung zu dokumentieren.

2	 Gegenstand der Förderung

	 Gefördert werden:

2.1	 ein Maßnahmeträger zur landesweiten Organisation, 
Koordination und finanziellen Umsetzung von Deutsch-
kursen für Flüchtlinge.

	 Die Aufgaben des Maßnahmeträgers sind:

	 -	� landesweite Organisation und Koordinierung des flä-
chendeckenden Angebots an Deutschkursen;

	 -	� Werbung und Teilnehmerakquise in Zusammenarbeit 
mit Integrationskursträgern, Beratungsstellen, Be-
treibern von Gemeinschaftsunterkünften, Sozial
ämtern und Ausländerbehörden sowie weiteren an 
der Umsetzung von Deutschkursen interessierten 
Gruppen und Organisationen;

	 -	� regelmäßige Information der Integrationskursträger 
über alle fachlichen, umsetzungs- und abrechnungs-
relevanten Aspekte des Programms;

	 -	� Abschluss von privatrechtlichen Verträgen zur Wei-
tergabe von Mitteln (Weiterleitungsverträgen) mit 
Integrationskursträgern zur Durchführung der Maß-
nahmen nach Nummer 2.2;

	 -	� Überprüfung der Feststellung und der Dokumenta
tion des Integrationskursträgers zur Teilnahmebe-
rechtigung von Teilnehmenden an den Sprachkursen 
anhand der Vorgaben der Bewilligungsbehörde;

	 -	� Überprüfung der Festlegung des Integrationskurs-
trägers zur jeweiligen Höhe der Fahrtkosten der 
Teilnehmenden nach Nummer 5.5.2 Buchstabe d 
und der als Kofinanzierung anrechenbaren Pauscha-
le für die Leistungen nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz der Teilnehmenden nach Nummer 5.4.3 
sowie Erstattung der Ausgaben an den Integrations-
kursträger;

	 -	� Überprüfung der Ausgaben der Integrationskurs
träger für die Einstufungs- und Abschlusstests sowie 
die Deutschkurse und Erstattung der Ausgaben an die 
Integrationskursträger.

2.2	 die Durchführung von Deutschkursen für Asylsuchen-
de und Geduldete einschließlich Einstufungs- und 
Abschlusstests sowie Fahrtkosten der Teilnehmenden.
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	 Die allgemeinen Deutschkurse bestehen aus bis zu  
600 Unterrichtsstunden, die in sechs Modulen von 
jeweils 100 Stunden besucht werden können. Der 
Sprachkurs wird in der Regel als ganztägiger Unterricht 
angeboten. Die Deutschkurse vermitteln den Teilneh-
menden Sprachkompetenzen in den Fertigkeiten Hören, 
Lesen, Schreiben und Sprechen und sollen zu einem 
Sprachniveau auf Stufe B1 des Gemeinsamen Euro- 
päischen Referenzrahmens für Sprachen (GER) führen. 

	 Spezielle Deutschkurse, die sich gezielt an Analphabe-
ten richten, bestehen aus 900 Unterrichtsstunden, die in 
neun Modulen von jeweils 100 Stunden besucht wer-
den können.

	 Die Höchstteilnehmerzahl eines Kursabschnitts eines 
allgemeinen oder speziellen Deutschkurses richtet sich 
nach den zum Zeitpunkt der ersten Unterrichtsstunde 
eines Moduls geltenden Regelungen des § 8 oder § 12 
der Abrechnungsrichtlinien (AbrRL) des BAMF.

	 Deutschkurse, die sich gezielt an Analphabeten richten, 
und reine Frauenkurse sind ausdrücklich erwünscht.

	 Teilnehmende, die nach einem Deutschkurs den exter-
nen Abschlusstest nicht erfolgreich bestehen (Stufe B1 
nach GER), können eine Wiederholungsmöglichkeit im 
Umfang von bis zu drei Modulen von jeweils 100 Stun-
den in Anspruch nehmen und einmalig den externen 
Abschlusstest am Ende der Wiederholung wiederholen.

3	 Zuwendungsempfänger

	 Zuwendungsempfänger kann ausschließlich ein vom 
BAMF zertifizierter Integrationskursträger sein, der 
über gute Kontakte zu anderen Integrationskursträgern, 
kommunalen Verwaltungen und Integrations-/Flücht-
lingsnetzwerken verfügt. 

4	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1	 Der Maßnahmeträger kooperiert auf der Basis von pri-
vatrechtlichen Verträgen zur Weitergabe von Mitteln 
ausschließlich mit den zum Zeitpunkt der Kursdurch-
führung vom BAMF berechtigten regionalen Integra
tionskursträgern.

4.2	 Die Aufgaben der Anbieter der Deutschkurse sind:

	 -	� Mitwirkung an der Maßnahme „Deutschkurse für 
Flüchtlinge“ mit der Zusicherung, dass alle vom 
BAMF geforderten Qualitätsregelungen für die 
Durchführung von Integrationskursen sowie das 
Konzept für einen bundesweiten Integrationskurs, 
gegebenenfalls auch die Konzepte der zielgruppen-
spezifischen Kurse, in der jeweils geltenden Fassung 
beachtet werden;

	 -	� Nachweis der Zulassung als Integrationskursträger 
gegenüber dem Maßnahmeträger;

	 -	� Feststellung, Prüfung und Dokumentation der Teil-
nahmeberechtigung von Teilnehmenden an den 

Sprachkursen anhand der Vorgaben der Bewilli-
gungsbehörde;

	 -	� Feststellung, Prüfung und Dokumentation der Ge-
währung von Fahrtkosten an Teilnehmende nach 
Nummer 5.5.2 Buchstabe d und Auszahlung der 
Fahrtkosten;

	 -	� Durchführung von Einstufungstests sowie Abstim-
mung mit dem Maßnahmeträger bei der Vermitt
lung der Teilnehmenden in einen passenden Kurs-
abschnitt;

	 -	� Aufnahme der Teilnehmenden und Durchführung des 
Integrationskurses;

	 -	 Erfassung der Anwesenheit der Kursteilnehmenden;
	 -	� Durchführung des Abschlusstests „Deutschtest für 

Zuwanderer“ entsprechend den Konditionen der Inte-
grationskursverordnung (§ 17 in Verbindung mit  
§ 20a);

	 -	� Bescheinigung des erreichten Sprachstandes für Teil-
nehmende, die vorzeitig ausscheiden oder nicht am 
Abschlusstest teilnehmen, mit einem Trägerzertifikat, 
wenn mindestens ein Kursmodul vollständig besucht 
wurde;

	 -	� Übermittlung der Kursträgermitteilungen (Beginn-
meldung pro Modul) innerhalb von einer Woche nach 
Modulbeginn an den Maßnahmeträger;

	 -	� Übermittlung der Abrechnungsbögen pro Modul 
sowie der Anwesenheitslisten innerhalb von acht 
Wochen nach dem jeweiligen Modulende an den 
Maßnahmeträger.

	 Soweit der Maßnahmeträger selbst Anbieter der 
Deutschkurse ist, gelten die Regelungen entsprechend.

4.3	 Die Deutschkurse stehen Asylsuchenden sowie Gedul-
deten, die ihren regelmäßigen Wohnsitz im Land Bran-
denburg haben, nicht mehr der Schulpflicht unterliegen 
und noch keinen Zugang zu den Integrationskursen des 
BAMF nach § 44 des Aufenthaltsgesetzes und zu Be-
rufssprachkursen nach § 45a des Aufenthaltsgesetzes 
(Spezialkurs unter B1-Niveau nach GER) haben, offen.

	 Liegen nach Beginn einer geförderten Teilnahme (Mo-
dul) die Voraussetzungen für eine Teilnahme am Inte
grationskurs nach § 43 des Aufenthaltsgesetzes vor, soll 
eine Weiterfinanzierung der Folgemodule nach der In-
tegrationskursverordnung in Abstimmung mit den 
BAMF-Regionalkoordinatoren erfolgen. Das angefan-
gene Modul kann in diesen Fällen nach dieser Richtli-
nie beendet werden.

	 Die Deutschkurse sind außerhalb von Gemeinschafts-
unterkünften durchzuführen.

5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

5.2	 Finanzierungsart:	 Fehlbedarfsfinanzierung

5.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss
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5.4	 Bemessungsgrundlage

	 Die förderfähigen Gesamtausgaben umfassen:

5.4.1	 für die landesweite Organisation, Koordination und 
finanzielle Umsetzung der Sprachkurse im Sinne der 
Nummer 2.1:

	 a)	 die direkten Personalausgaben,
	 b)	� für die indirekten Ausgaben eine Pauschale nach 

Artikel 68 Buchstabe b der Verordnung (EU)  
Nr. 1303/2013.

5.4.2	 für die vom Zuwendungsempfänger zu organisierenden 
Sprachkurse im Sinne der Nummer 2.2:

	 a)	 die Ausgaben für die Kursmodule,
	 b)	� die Ausgaben für Einstufungstests und externe Ab-

schlusstests,
	 c)	� die Ausgaben für Fahrten, die durch die Teilnahme 

an den Deutschkursen entstehen, in Form einer Pau-
schale nach Artikel 67 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung (EU) Nr. 1303/2013.

5.4.3	 Leistungen, die Teilnehmende nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz erhalten, in Form einer Pauschale 
nach Artikel 67 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EU) Nr. 1303/2013 in Höhe von 327 Euro je Teilneh-
menden und Monat.

5.5	 Höhe der Zuwendung

5.5.1	 Landesweite Organisation und Koordination

	 Für die landesweite Organisation, Koordination und 
finanzielle Umsetzung des Programms (Nummer 5.4.1 
Buchstabe a und b) werden dem Maßnahmeträger Per-
sonal- und Sachausgaben gefördert 

	 -	� für die Wahrnehmung der inhaltlichen Aufgaben von 
der Koordinierungsstelle eine Vollzeitstelle (1,0) 
mindestens in Anlehnung an das Grundentgelt in der 
Entgeltgruppe 9b des Tarifvertrags für den öffentli-
chen Dienst der Länder, Tarifgebiet Ost (TV-L),

	 -	� für die Wahrnehmung der verwaltungstechnischen 
Aufgaben von der Koordinierungsstelle eine halbe 
Vollzeitstelle (0,5) mindestens in Anlehnung an  
das Grundentgelt in der Entgeltgruppe 6 des TV-L 
(Ost).

	 Indirekte Ausgaben nach Nummer 5.4.1 Buchstabe b 
werden in Höhe von 13 Prozent der direkten Personal-
ausgaben des Maßnahmeträgers gefördert. 

5.5.2	 Sprachkurse

	 a)	� Jede anrechenbare Unterrichtsstunde pro Teilneh-
menden wird nach dem zum Zeitpunkt der ersten 
Unterrichtsstunde eines Moduls geltenden Stunden-
satz pro Teilnehmenden vergütet. Maßgeblich ist der 
in den Abrechnungsrichtlinien des BAMF bezie-
hungsweise der betreffenden Trägermitteilung des 

BAMF bestimmte Unterrichtsstundensatz pro Teil-
nehmenden eines Integrationskurses. Dort eventuell 
genannte Degressionsregelungen finden keine An-
wendung.

		�  Die Unterrichtsstunde eines Kurses nach Num- 
mer 2.2 umfasst jeweils 45 Minuten. Der Nachweis 
über die anrechenbaren Unterrichtsstunden pro Teil-
nehmenden erfolgt anhand von Formularen, die von 
der Bewilligungsbehörde verbindlich vorgegeben 
werden. Für Fehlzeiten gelten die Regelungen von § 3 
der Abrechnungsrichtlinien des BAMF analog.

	 b)	� Einstufungstests werden mit einem Betrag pro Teil-
nehmenden entsprechend dem hierfür zum Zeit-
punkt des Einstufungstests geltenden Entgelt nach  
§ 15 Absatz 1 der Abrechnungsrichtlinien (AbrRL) 
des BAMF vergütet.

	 c)	� Die externen Abschlusstests werden nach den zum 
Zeitpunkt des Abschlusstests geltenden Entgelten 
für den „Deutsch-Test für Zuwanderer“ (DTZ) ver-
gütet.

	 d)	� Ausgaben für Fahrten nach Nummer 5.4.2 Buch
stabe c werden bezuschusst in Höhe von 

		  -  �18 Euro je Teilnehmenden und Monat in kreisfreien 
Städten und 

		  -  �39 Euro je Teilnehmenden und Monat in den 
Landkreisen. 

5.5.3	 Die maximale Höhe der Zuwendung nach den Num-
mern 2.1 und 2.2 wird vom Ministerium für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie des Landes 
Brandenburg festgelegt und der Bewilligungsbehörde 
zur Kenntnis gegeben.

5.6	 Die Förderung aus Mitteln des Europäischen Sozial-
fonds beträgt maximal 80 Prozent der förderfähigen 
Gesamtausgaben. Die Kofinanzierung in Höhe von 
mindestens 20 Prozent kann durch Leistungen, die Teil-
nehmende nach dem Asylbewerberleistungsgesetz er-
halten, erfolgen.

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1	 Die Zuwendung gemäß Nummer 5.4.2 der Richtlinie 
darf unter Beachtung der Nr. 12 VV zu § 44 LHO auf 
der Grundlage eines privatrechtlichen Vertrags an die 
Kursträger weitergegeben werden.

6.2	 Der Zuwendungsempfänger nach Nummer 2.1 ver-
pflichtet sich, Weiterleitungsverträge mit Integrations-
kursträgern zur Fortführung bereits begonnener 
Deutschkurse nach der Richtlinie „Deutschkurse für 
Flüchtlinge“1  abzuschließen. Hierzu erhält der Zuwen-

1	 Richtlinie des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Fa-
milie des Landes Brandenburg zur Förderung von Deutschkursen für Flücht-
linge (DfF) im Land Brandenburg in der EU-Förderperiode 2014 - 2020 vom 
21. August 2015 (ABl. S. 807), die zuletzt durch den Erlass vom 3. April 
2019 (ABl. S. 533) geändert worden ist
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dungsempfänger von der Bewilligungsbehörde eine 
Übersicht der Integrationskursträger, bei denen Teil-
nehmende zwar bereits Deutschkurse begonnen, aber 
noch nicht alle zur Erreichung der Stufe B1 erforderli-
chen Module besucht haben.

6.3	 Für jeden Integrationskursträger ist die im Rahmen 
seiner aktuellen Zulassung durch das BAMF als Träger 
von Integrationskursen angegebene Vergütungshöhe 
für Honorarlehrkräfte auch in Bezug auf die Sprachkurse 
nach dieser Richtlinie verbindlich.

6.4	 Der Zuwendungsempfänger nach Nummer 2.1 ist ver-
pflichtet, dem Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Frauen und Familie und der Bewilligungsbehörde 
auch außerhalb der Verwendungsnachweisprüfung Aus-
künfte zu erteilen, die für die Beurteilung des Erfolgs 
der Förderung erforderlich sind.

6.5	 Der Zuwendungsempfänger nach Nummer 2.1 ist ver-
pflichtet, an den regelmäßigen Arbeitsgesprächen mit 
dem Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen 
und Familie und der Bewilligungsbehörde teilzunehmen.

6.6	 Eine Förderung nach dieser Richtlinie ist ausgeschlos-
sen, wenn für dasselbe Vorhaben eine weitere Förde-
rung aus Mitteln der Strukturfonds der Europäischen 
Union - Europäischer Sozialfonds (ESF), Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), des Europä
ischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER) oder eine Förderung aus an-
deren Förderprogrammen der Europäischen Union oder 
aus anderen öffentlichen Mitteln für den genannten 
Zuwendungszweck erfolgt.

6.7	 Pflichten zur Information und Kommunikation 

	 Gemäß Artikel 115 Absatz 3 und Anhang XII Ziffer 2.2.1 
bis Ziffer 2.2.3 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 sind 
die Begünstigten der ESF-Förderung verpflichtet, bei 
allen Informations- und Kommunikationsmaßnahmen 
auf die Unterstützung aus dem ESF hinzuweisen, wäh-
rend der Durchführung der Maßnahmen die Öffentlich-
keit (insbesondere im Internet, gegenüber den Medien 
und durch Plakatierung im Objekt) über die Unterstüt-
zung aus dem ESF zu informieren und die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer der geförderten Maßnahmen 
über die Finanzierung durch den ESF zu unterrichten. 
Dabei ist auf die Förderung des Ministeriums für Ar-
beit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie aus Mit-
teln des ESF so hinzuweisen, dass die fördernde Rolle 
des Landes Brandenburg und der Europäischen Union 
für die Aktivitäten nach dieser Richtlinie zum Ausdruck 
gebracht wird. Detaillierte Angaben zu den Vorgaben 
sowie Arbeitshilfen und Unterstützungsangebote sind 
im „Merkblatt Information und Kommunikation für 
ESF-geförderte Vorhaben“ auf der Website www.esf.
brandenburg.de veröffentlicht. Das Merkblatt ist für die 
Zuwendungsempfänger verbindlich.

6.8	 Liste der Vorhaben
	
	 Gemäß Artikel 115 Absatz 2 der Verordnung (EU)  

Nr. 1303/2013 ist eine Liste der Vorhaben zu führen. 
Die Begünstigten der ESF-Förderung erklären sich bei 
Annahme der Finanzierung damit einverstanden, dass 
sie in die zu veröffentlichende Liste der Vorhaben auf-
genommen werden.

	 Es werden folgende Daten aller Vorhaben veröffentlicht:

	 a)	� Name des Begünstigten (Nennung ausschließlich 
von juristischen Personen und nicht von natürlichen 
Personen) 

	 b)	 Bezeichnung des Vorhabens
	 c)	 Zusammenfassung des Vorhabens
	 d)	 Datum des Beginns des Vorhabens
	 e)	� Datum des Endes des Vorhabens (voraussichtliches 

Datum des Abschlusses der konkreten Arbeiten oder 
der vollständigen Durchführung des Vorhabens)

	 f)	� Gesamtbetrag der förderfähigen Ausgaben des Vor-
habens

	 g)	� Kofinanzierungssatz der Europäischen Union pro 
Prioritätsachse des Operationellen Programms für 
den ESF im Land Brandenburg

	 h)	� Postleitzahl des Vorhabens oder andere angemesse-
ne Standortindikatoren

	 i)	 Land
	 j)	� Bezeichnung der Interventionskategorie für das  

Vorhaben gemäß Artikel 96 Absatz 2 Unterabsatz 1 
Buchstabe b Ziffer vi der Verordnung (EU)  
Nr. 1303/2013.

6.9	 Zur Antragsbearbeitung, zur fortlaufenden Beurteilung 
der Entwicklung der Förderung, zur begleitenden und 
abschließenden Erfolgskontrolle sowie zur Begleitung, 
Bewertung, Finanzverwaltung und Überprüfung/Prü-
fung der Förderung gemäß bestehenden und vorbehalt-
lich noch zu erlassenden EU-Bestimmungen für den 
Strukturfondsförderzeitraum 2014 - 2020 erfasst und 
speichert die Investitionsbank des Landes Brandenburg 
(ILB) statistische Daten, einschließlich Angaben zu den 
einzelnen Teilnehmenden, in elektronischer Form. Das 
betrifft insbesondere Informationen zum Antragsteller/
Zuwendungsempfänger, den beantragten/geförderten 
Maßnahmen sowie den geförderten Unternehmen und 
Personen (Teilnehmende).

	 Mit seinem Antrag erklärt sich der Antragstellende da-
mit einverstanden, die notwendigen Daten für die 
Projektbegleitung, Projektbewertung/Evaluierung, Pro-
jektfinanzverwaltung und Überprüfung/Prüfung zu er-
heben, zu speichern und an die beauftragten Stellen 
weiterzuleiten. Die Erfüllung der Berichtspflichten und 
Erhebung und Verarbeitung der Daten ist wesentliche 
Fördervoraussetzung und notwendig für den Abruf von 
Fördermitteln des Landes Brandenburg bei der Europä-
ischen Kommission und deren Auszahlung an die För-
dermittelempfänger.
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	 Der Zuwendungsempfänger nach Nummer 2.1 ist ver-
pflichtet, die in Anhang I der Verordnung (EU)  
Nr. 1304/2013 genannten sowie weitere programmrele-
vante Daten zu erheben und dem Zuwendungsgeber zu 
vorgegebenen Zeitpunkten zu übermitteln. Dazu erhebt 
der Zuwendungsempfänger die Daten bei den am Pro-
jekt Teilnehmenden und am Projekt beteiligten Part-
nern. Bei der Erhebung und Verarbeitung personen
bezogener Daten müssen die datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen beachtet werden. Insbesondere die am 
Projekt Teilnehmenden werden durch den Zuwendungs-
empfänger über die Notwendigkeit, die Rechtmäßigkeit 
und den Umfang der Datenerhebung und -verarbeitung 
informiert und dieser holt die entsprechenden Einwilli-
gungen ein. Die Daten bilden die Grundlage für die Be-
richtspflichten der ESF-Verwaltungsbehörde gegenüber 
der Europäischen Kommission.

	 Auf dieser Grundlage sind entsprechend Zuwendungs-
bescheid bei Eintritt und Austritt der Teilnehmenden in 
die/aus der Maßnahme die erforderlichen personenbe-
zogenen Daten zu erheben und über das Webportal an 
die ILB zu übermitteln. Auf gleichem Wege sind zum 
Maßnahmebeginn sowie zum 31. Dezember jeden Jah-
res beziehungsweise zum Maßnahmeende ergänzende 
projektbezogene Angaben zu übermitteln. Insbesonde-
re muss der Zuwendungsempfänger nach Nummer 2.1 
die erforderlichen Projektdaten zur finanziellen und 
materiellen Steuerung in das bei der ILB eingerichtete 
IT-System regelmäßig eintragen. Der Zuwendungs-
empfänger ist zudem verpflichtet, mit den für das Mo-
nitoring und die Evaluierung der Förderungen beauf-
tragten Stellen zusammenzuarbeiten. Weitere Hinweise 
zu den Pflichten des Zuwendungsempfängers hinsicht-
lich Monitoring und Evaluation der Förderung stellt die 
ILB im Webportal zur Verfügung. 

	 Fehlende Daten können für den Zuwendungsempfän-
ger Zahlungsaussetzungen bis hin zur Aufhebung der 
Bewilligung zur Folge haben.

6.10	 Es sind die Fördergrundsätze für den ESF in Branden-
burg in der Förderperiode 2014 - 2020 zu beachten.

7	 Verfahren

7.1	 Antragsverfahren

	 Anträge auf Förderung einschließlich der erforderli-
chen Anlagen sind bei der Bewilligungsbehörde ILB zu 
stellen. Auf der Internetseite der ILB (www.ilb.de) wird 
auch der Stichtag für die Einreichung der Anträge be-
kannt gegeben. Den Anträgen ist ein Konzept gemäß 
Anlage 1 beizufügen.

7.2	 Bewilligungsverfahren

	 Die Bewilligungsbehörde ILB entscheidet nach pflicht-
gemäßem Ermessen auf Grundlage der eingereichten 
Antragsunterlagen unter Berücksichtigung eines fachli-
chen Votums des Ministeriums für Arbeit, Soziales, Ge-

sundheit, Frauen und Familie über die Gewährung der 
Förderung.

	 Die Bewilligung erfolgt zunächst für zwölf Monate mit 
der Option Verlängerung der Förderung für weitere  
18 Monate entsprechend vom Ministerium für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie festgestellter 
Bedarfe.

7.3	 Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Mittel
anforderung gemäß Nummer 1.4 der Allgemeinen Neben-
bestimmungen für Zuwendungen für aus den EU-Fonds 
(EFRE, ELER, EMFF und ESF) finanzierte Vorhaben  
in der Förderperiode 2014 bis 2020 (ANBest-EU) im  
Vorschussprinzip.

	 Die Anforderung der Mittel erfolgt online über das In-
ternetportal der ILB. Für die Anforderung bewilligter 
Zuwendungen ist das dort bereitgestellte Formular 
„Mittelanforderung“ zu verwenden.

	 Im Bereich der Weitergabe von Zuwendungen erfolgt 
die Auszahlung der Zuwendung nach Mittelanforde-
rung des Letztempfängers beim Erstempfänger im Er-
stattungsprinzip auf der Grundlage bereits getätigter 
Ausgaben.

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff. 
ANBest-EU einzureichen. Die Einreichung erfolgt on-
line über das Internetportal der ILB.

	 Der Zuwendungsempfänger ist darüber hinaus ver-
pflichtet, zu den Stichtagen 30. April, 31. Juli, 31. Ok-
tober und 31. Januar einen Fortschrittsbericht bei der 
Bewilligungsbehörde einzureichen.

7.5	 Zu beachtende Vorschriften

	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück-
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu 
§ 44 LHO und die ANBest-EU, soweit nicht in dieser 
Richtlinie beziehungsweise im Zuwendungsbescheid 
Abweichungen zugelassen worden sind. 

	 Über die Landeshaushaltsordnung hinaus gelten die Re-
gelungen der EU für den Strukturfondsförderzeitraum 
2014 - 2020 (EU-Verordnungen, die dazugehörenden de-
legierten Rechtsakte und Durchführungsbestimmungen) 
in der zum Zeitpunkt der Entscheidung jeweils gelten-
den Fassung. Daraus ergeben sich Besonderheiten, ins-
besondere hinsichtlich der Auszahlung, des Abrech-
nungsverfahrens, der Aufbewahrungsfristen und der 
Prüfrechte, die im Zuwendungsbescheid den Zuwen-
dungsempfängern im Einzelnen mitgeteilt werden.
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	 Die Bewilligungsbehörde ist berechtigt, Bücher, Bele-
ge und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern so-
wie die Verwendung der Zuwendung durch örtliche 
Erhebungen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen 
zu lassen. Der Zuwendungsempfänger hat die erforder-
lichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen 
Auskünfte zu erteilen.

	 Der Landesrechnungshof ist gemäß § 88 Absatz 1 und  
§ 91 LHO zur Prüfung berechtigt. Des Weiteren sind 
der Europäische Rechnungshof, die Europäische Kom-
mission, die für den ESF in Brandenburg zuständige 
Verwaltungs-, Bescheinigungs- und Prüfbehörde sowie 
deren beauftragte Dritte berechtigt, bei dem Zuwen-
dungsempfänger beziehungsweise wenn Mittel an Drit-
te weitergeleitet wurden auch bei diesen zu prüfen. Die 
Zuwendungsempfänger sind verpflichtet, diesen Stellen 
im Rahmen der Überprüfung Einblick in die Geschäfts-
unterlagen und Zugang zu den Geschäftsräumen zu ge-
währen und alle in Zusammenhang mit der Verwen-
dung der Zuwendung stehenden Auskünfte zu erteilen.

7.6	 Subventionserhebliche Tatsachen

	 Gemäß dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom 
11. November 1996 (GVBl. I S. 306) gelten für Leistun-
gen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des  
§ 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind, die §§ 2 bis 6 
des Gesetzes gegen missbräuchliche Inanspruchnahme 
von Subventionen vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034).

	 Die Bewilligungsbehörde hat gegenüber den Antrag-
stellern in geeigneter Weise deutlich zu machen, dass es 
sich bei den Zuwendungen in der gewerblichen Wirt-
schaft um Subventionen im Sinne von § 264 StGB han-
delt. Die subventionserheblichen Tatsachen im Sinne 
des § 264 StGB werden dem Zuwendungsempfänger 
im Rahmen des Antrags- und Bewilligungsverfahrens 
als subventionserheblich bezeichnet. 

8	 Geltungsdauer

	 Diese Richtlinie tritt mit Unterzeichnung in Kraft und 
am 30. Juni 2022 außer Kraft.

Anlage 1 
(zu Nummer 7.1)

Anforderungen an einzureichende Konzepte, Bewertungs-
kriterien und Gewichtung bei der fachlichen Bewertung

A)	 Anforderungen an einzureichende Konzepte

Das Konzept soll zehn Seiten (ohne Anlagen) nicht über-
schreiten und ist nach folgender Gliederung einzureichen:

1	� Darstellung des Trägers und seiner Verankerung im 
Land Brandenburg (unter anderem Erfahrungen der 
Umsetzung von kommunalen/Landes-/Bundessprach-
förderprogrammen, der trägerübergreifenden Koope-
rationen, der Netzwerkarbeit)

2	 Angaben zur Verankerung der Querschnittsthemen

2.1	� Gleichstellung von Frauen und Männern: insbeson-
dere bei der Durchführung von gleichstellungsför-
dernden Aktivitäten sind Ideen zur Sensibilisierung 
für die Partizipation geflüchteter Frauen darzulegen,

2.2	� Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung, ein-
schließlich der Beachtung der Zugänglichkeit für 
Menschen mit Behinderungen.

3	 Umsetzung der Maßnahme

3.1	� Darstellung der geplanten Etablierung der landeswei-
ten Koordinierungsstelle (Standort, Vernetzung 
usw.),

3.2	� Darstellung der geplanten Umsetzung der Deutsch-
kurse für Geflüchtete im Land Brandenburg (voraus-
sichtliche Anzahl der potenziellen Teilnehmenden, 
Gewinnung der Integrationskursträger für die Koope-
ration, Organisation der Kurse usw.),

3.3	� Angaben zum vorgesehenen Personal (Darstellung 
der Aufgaben und geplanten wöchentlichen Arbeits-
zeit des Personals im Projekt).

4	 Öffentlichkeitsarbeit

4.1	 Strategischer Ansatz der Öffentlichkeitsarbeit,

4.2	 Instrumente der Öffentlichkeitsarbeit.

5	� Projektcontrolling inklusive entsprechender Aktivitä-
ten zur Sicherung der organisatorischen und finan
ziellen Steuerung (Darstellung der Erfahrungen bei 
der Umsetzung von ESF-Projekten beziehungsweise 
der Weiterleitung von Mitteln)

B)	 Bewertungskriterien und Gewichtung bei der fachli-
chen Bewertung

Die fachliche Bewertung erfolgt entlang der Gliederung des 
Konzepts. Die Kriterien 1 bis 6 werden einzeln bewertet. Es 
sind gemäß der im Folgenden benannten Einteilung maxi-
mal 30 Punkte je Kriterium zu vergeben:

-	 Sehr gut 	 (30 - 25 Punkte)
-	 Gut 	 (24 - 20 Punkte)
-	 Befriedigend 	 (19 - 15 Punkte)
-	 Ausreichend 	 (14 - 10 Punkte)
-	 Mangelhaft 	 (9 - 5 Punkte)
-	 Ungenügend 	 (unter 5 Punkte)

Die Kriterien gehen entsprechend der ihnen zugemessenen 
Relevanz mit unterschiedlichem Gewicht in die Gesamt- 
bewertung ein. Dazu werden die für ein Konzept vergebe-
nen Punkte je Kriterium mit dem jeweiligen, in Prozent 
ausgedrückten Gewicht multipliziert. Ein Konzept kann so 
mit maximal 30 Punkten bewertet werden. Für eine Förde-
rung kommen nur Konzepte in Betracht, die nach der Ge-
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wichtung insgesamt mindestens 18 Punkte (60 Prozent der 
möglichen Punkte) erreichen und bei denen das Kriterium 
Nummer 4 mindestens mit befriedigend bewertet wurde.

Kriterium Maximal 
zu 

vergebende 
Punkte

Gewich-
tung in 
Prozent

Maximale 
Punktzahl 

nach 
Gewichtung

1 �Darstellung des 
Trägers und seiner 
Verankerung im 
Land Brandenburg

30 20 6

2 �Angaben zur 
Verankerung der 
Querschnittsthemen

30 5 1,5

3 �Umsetzung der 
Maßnahme

30 45 13,5

4 �Öffentlichkeitsarbeit 30 10 3

5 �Projektcontrolling 30 20 6

Gesamt 150 100 30

Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur

Zjawne wupisanje 
Myta „Miny Witkojc“

Kraj Bramborska wustajijo drugi raz krajne myto za 
angažěrowanosć na pólu serbskeje rěcy. Myto „Miny Witkojc“ 
pśiznajo se jadnej wósobje, kupce wósobow abo instituciji, 
kótaraž jo na pólu nałožowanja, wužywanja, pósrědnjanja abo 
dalejwuwiśa serbskeje rěcy, wósebnje dolnoserbšćiny, 
pśesegajuce wugbała. Pśi tom dej se pśedewšym na wósebnu 
wósobinsku angažěrowanosć, trajne wugbaśa a inowatiwne 
póstarcenja źiwaś. Myto jo dotěrowane z 2 500 Euro.

Pšawo k naraźenjam maju komuny w starodawnem sedleńskem 
rumje Serbow, towaristwa a zwězki statkujuce na serbskem 
pólu a cłonki jury. Juristiske pšawo na pśepowdaśe Myta „Miny 
Witkojc“ njewobstoj.

Naraźenja za Myto „Miny Witkojc“ 2020 maju se z 
wobtwarźenim pisnje wótedaś až do 8. měrca 2020 pla: Minis-
terium für Wissenschaft, Forschung und Kultur, ref. 14, kněz 
Nowak, Dortustraße 36, 14467 Potsdam, meto.nowak@mwfk.
brandenburg.de. Wustawki myta su wózjawjone w Amtskem 
łopjenje cysło 18/2018.

Pódstupim, 17. december 2019

Tobias Dünow
Statny sekretaŕ a

Zagronity za nastupnosći Serbow 
pśi krajnem kněžaŕstwje

Öffentliche Ausschreibung 
des „Mina Witkojc“-Preises

Das Land Brandenburg stiftet zum zweiten Mal einen Landes-
preis für sorbisches/wendisches sprachliches Engagement. Der 
„Mina Witkojc“-Preis soll einer Person, einer Personengruppe 
oder einer Institution zuerkannt werden, die bei der Anwen-
dung, dem Gebrauch, der Vermittlung oder der Weiterentwick-
lung der sorbischen/wendischen Sprache, insbesondere des 
Niedersorbischen, Herausragendes leistet oder geleistet hat. 
Dabei sollen vor allem persönliches Engagement, nachhaltige 
Leistungen und innovative Ansätze berücksichtigt werden. Der 
Preis ist mit 2 500 Euro dotiert.

Vorschlagsberechtigt sind sowohl Kommunen im angestamm-
ten Siedlungsgebiet der Sorben/Wenden als auch Vereine und 
Verbände mit sorbischem/wendischem Bezug sowie die Mit-
glieder der Jury. Ein Rechtsanspruch auf die Vergabe des „Mina 
Witkojc“-Preises besteht nicht.

Vorschläge für den „Mina Witkojc“-Preis 2020 sind bis zum  
8. März 2020 schriftlich mit Begründung einzureichen bei:  
Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur, Ref. 14, 
Herr Nowak, Dortustraße 36, 14467 Potsdam, meto.nowak@
mwfk.brandenburg.de. Die Satzung des Preises ist im Amtsblatt 
Nummer 18/2018 veröffentlicht.

Potsdam, 17. Dezember 2019

Tobias Dünow
Staatssekretär und

Beauftragter der Landesregierung 
für Angelegenheiten der Sorben/Wenden

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
von zwölf Windkraftanlagen

in 15848 Friedland

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 14. Januar 2020

Der Firma Notus energy Development GmbH & Co. KG, Park-
straße 1 in 14469 Potsdam wurde im Rahmen des Wider-
spruchsverfahrens die Genehmigung nach § 4 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem 
Grundstück in 15848 Friedland, Gemarkung Günthersdorf, 
Flur 1, Flurstücke 75, 85, 91, 103, 105 sowie Flur 3, Flurstü-
cke 24, 28, 35, 37, 45 zwölf Windkraftanlagen zu errichten und 
zu betreiben. (G04315)

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den Be-
trieb von zwölf Windkraftanlagen des Typs Vestas V126, 3.3 MW 
mit einem Rotordurchmesser von 126 m, einer Nabenhöhe von 
137  m zuzüglich 1,5 m Fundamenterhöhung und einer Ge-
samthöhe von 201,5 m über Grund. Die Nennleistung beträgt 
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3,3 MW je Anlage. Zu jeder Windkraftanlage gehören Funda-
ment, Zuwegung und Kranstellflächen.

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die Genehmigung schließt andere, die Anlagen betreffenden 
behördlichen Entscheidungen nach § 13 BImSchG mit ein. Da-
bei handelt es sich insbesondere um:

-	 die Baugenehmigung nach § 72 Absatz 1 Satz 1 der Bran-
denburgischen Bauordnung (BbgBO)

-	 die Waldumwandlungsgenehmigung nach § 8 Absatz 1 des 
Landeswaldgesetzes (LWaldG).

Die sofortige Vollziehung nach § 80 Absatz 2 Nummer 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VWGO) wurde angeordnet.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Widerspruchs- und Genehmigungsbescheid aufgeführten 
Nebenbestimmungen erteilt.

In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz ist 
über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen entschieden 
worden.

Auslegung

Die Entscheidung liegt in der Zeit vom 16. Januar 2020 bis 
einschließlich 29. Januar 2020 im Landesamt für Umwelt, 
Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser Chaussee 50, 
Zimmer 112 in 15236 Frankfurt (Oder) und in der Stadtverwaltung 
Friedland, Lindenstraße 13, 15848 Friedland, 1. OG Raum 23, 
Saal aus und kann dort während der Dienststunden von jeder-
mann eingesehen werden.

Um telefonische Anmeldung wird nach Möglichkeit gebeten.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, 
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam schriftlich angefordert 
werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013  

(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8. April 2019 (BGBl. I S. 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom  
13. Mai 2019 (BGBl. I S. 706) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Service

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben Errichtung und Betrieb 
einer Windkraftanlage in 17291 Grünow

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 14. Januar 2020

Die Firma ENERTRAG Aktiengesellschaft, Gut Dauerthal, 
17291 Schenkenberg beantragt die Genehmigung nach § 4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), in 17291 Grünow 
in der Gemarkung Dreesch, Flur 4, Flurstück 32 eine Wind-
kraftanlage zu errichten und zu betreiben. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 1.6.2 
der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG).

Nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 7 
Absatz 1 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorprüfung durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der von der Vorhabenträgerin vorge-
legten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz- 
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güter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der von der Vorhabenträ-
gerin vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013  
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8. April 2019 (BGBl. I S. 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom  
13. Mai 2019 (BGBl. I S. 706) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Genehmigung für Errichtung und 
Betrieb einer Windkraftanlage

in 14913 Niederer Fläming OT Schlenzer

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 14. Januar 2020

Der Firma Windpark Schlenzer Fläming GmbH & Co. KG, Ste-
phanitorsbollwerk 3 in 28217 Bremen wurde die Genehmigung 
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
erteilt, auf dem Grundstück in der Gemarkung Schlenzer, Flur 3, 
Flurstücke 32 und 33 eine Windkraftanlage (WKA) zu errich-
ten und zu betreiben. 
 
Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt und umfasst nach § 13 BImSchG die Baugenehmigung 
nach § 72 Absatz 1 der Brandenburgischen Bauordnung  
(BbgBO) mit Zulassung von Abweichungen gemäß § 67 BbgBO, 
die Waldumwandlungsgenehmigung nach § 8 Absatz 1 des 
Waldgesetzes des Landes Brandenburg (LWaldG) für eine Flä-
che von 0,1193 ha sowie die naturschutzrechtliche Eingriffszu-
lassung gemäß § 17 Absatz 1 in Verbindung mit § 15 des Bun-
desnaturschutzgesetzes (BNatSchG). 

Außerdem wurde für die WKA die sofortige Vollziehung der Ge-
nehmigung in Form einer separaten Entscheidung angeordnet. 

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz liegt 
mit einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen in der 
Zeit vom 16. Januar 2020 bis einschließlich 29. Januar 2020 
im Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle 
Süd, Von-Schön-Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus und 
im Amt Dahme/Mark, Hauptstraße 48/49, Abteilung II, Zim-
mer 203 in 15936 Dahme/Mark aus und kann dort während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden. 

Um telefonische Anmeldung wird nach Möglichkeit gebeten. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann Widerspruch beim Landesamt für 
Umwelt mit Sitz in Potsdam erhoben werden. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013  
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8. April 2019 (BGBl. I S. 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom  
13. Mai 2019 (BGBl. I S. 706) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Errichtung und Betrieb von drei Windkraftanlagen
in 16259 Beiersdorf-Freudenberg

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 14. Januar 2020

Die Firma Green Invest 3000 GmbH & Co. EnnaX Zweiund-
dreißigste KG, Torgauer Straße 231 in 04347 Leipzig beantragt 
die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), auf den Grundstücken 16259 Beiersdorf-Freuden-
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berg in der Gemarkung Freudenberg, Flur 3, Flurstücke 171, 
172 sowie Flur 5, Flurstücke 69, 15 drei Windkraftanlagen zu 
errichten und zu betreiben. (Az.: G06618)

Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von drei Windkraftanlagen des Typs Vestas V150-4.2 MW 
mit einem Rotordurchmesser von 150 m, einer Nabenhöhe von 
166 m und einer maximalen Gesamthöhe von 241 m über 
Grund. Die Nennleistung beträgt 4,2 MW je Anlage. Zu jeder 
Windkraftanlage gehören Fundament, Zuwegung und Kran-
stellflächen. Durch das Vorhaben ist Wald betroffen.

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6.2 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um die Änderung eines Vorhabens 
nach Nummer 1.6.1 X der Anlage 1 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im IV. Quartal 2020 vorge-
sehen.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 22. Januar 2020 
bis einschließlich 21. Februar 2020 im Landesamt für Umwelt, 
Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser Chaussee 50, Zim-
mer 112 in 15236 Frankfurt (Oder) und im Amt Falkenberg-
Höhe, Bauamt, Karl-Marx-Straße 2, 16259 Falkenberg ausge-
legt und können dort während der Dienststunden von jedermann 
eingesehen werden.

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, insbesondere Angaben 
zu Schall und Schattenwurf, Auswirkungen auf Avifauna, Fle-
dermäuse, Wasser, FFH- und SPA-Gebiete und eine natur-
schutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung.

Der Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen 
des Vorhabens (UVP-Bericht) ist während der Auslegungszeit 
auch im zentralen Internetportal des Landes Brandenburg ver-
öffentlicht:

https://www.uvp-verbund.de/bb.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der  
Einwendungsfrist vom 22. Januar 2020 bis einschließlich 
23. März 2020 unter Angabe der Vorhaben-ID Reg.- 
Nr. G06618 schriftlich oder elektronisch beim Landesamt für 
Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Postfach 60 10 61 
in 14410 Potsdam oder beim Amt Falkenberg-Höhe, Karl-
Marx-Straße 2, 16259 Falkenberg erhoben werden. Mit Ablauf 
dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwen-
dungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrecht- 
lichen Titeln beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter:

https://lfu.brandenburg.de/einwendungen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Einwen-
dungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbehörde 
nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein Erörte-
rungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser Entschei-
dung kein Erörterungstermin statt, so wird dies nochmals geson-
dert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- und 
fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungstermin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 19. Mai 2020 um 
10 Uhr im Kulturhaus Kruge, Apfelallee in 16259 Falken
berg. Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen 
werden, wird der Erörterungstermin an den folgenden Werk
tagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die form- 
und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben 
des Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erho-
ben haben, erörtert werden.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh
migungsverfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden.

Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 
freiwillig beantragt.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013  
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8. April 2019 (BGBl. I S. 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
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S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom  
13. Mai 2019 (BGBl. I S. 706) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Feststellung nach § 23a des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes

			 
Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt

Vom 14. Januar 2020

Die Firma HAI Fuels GmbH, Passower Chaussee 111 in  
16303 Schwedt/Oder, hat mit Schreiben vom 25. Oktober 2019 
den geplanten Einsatz und die Lagerung neuer Inputstoffe in 
der Sonderkraftstoffherstellung und -abfüllung gemäß § 23a 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) angezeigt.

Für dieses Vorhaben war ein Anzeigeverfahren nach § 23a 
BImSchG für nicht genehmigungsbedürftige Anlagen, die Be-
triebsbereich oder Bestandteil eines Betriebsbereichs sind, 
durchzuführen. Das Landesamt für Umwelt stellt fest, dass 
durch die störfallrelevante Änderung der angemessene Sicher-
heitsabstand zu benachbarten Schutzobjekten weder erstmalig 
unterschritten noch räumlich weiter unterschritten noch eine 
erhebliche Gefahrenerhöhung ausgelöst wird.

Das Landesamt für Umwelt macht hiermit nach § 23a Absatz 2 
BImSchG öffentlich bekannt, dass das Vorhaben keiner stör-
fallrechtlichen Genehmigung nach § 23b Absatz 1 BImSchG 
bedarf.

Rechtsgrundlagen	

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013  
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8. April 2019 (BGBl. I S. 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 2

Technischer Umweltschutz/Überwachung 

Genehmigung für die wesentliche 
Änderung einer Biogasanlage in 

16928 Groß Pankow OT Kehrberg

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 14. Januar 2020

Der Firma Bioenergie Kehrberg GmbH, Wunderknabenweg 1 
in 16928 Groß Pankow OT Kehrberg wird die Genehmigung 
erteilt, eine Anlage zur biologischen Behandlung von Gülle mit 
einer Durchsatzkapazität von weniger als 100 t pro Tag und ei-
ner Produktionskapazität von mehr als 1,2 Millionen Nm³ Bio-
gas pro Jahr auf dem Grundstück in 16928 Groß Pankow OT 
Kehrberg, Wunderknabenweg 1, Gemarkung Kehrberg, Flur 3, 
Flurstück 192 zu ändern.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Erweiterung der 
Biogasverwertung über ein zusätzliches Blockheizkraftwerk 
(BHKW) sowie die Umstellung der Substrate und den Bau von 
drei zusätzlichen Endlägern.

Die Genehmigung umfasst nach § 13 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) auch die Baugenehmigung nach  
§ 72 der Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO). 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen ent-
schieden worden.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz liegt 
mit einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen in der 
Zeit vom 16. Januar 2020 bis einschließlich 29. Januar 2020 
im Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle 
West, Fehrbelliner Straße 4 a, Zimmer 4.03, 16816 Neuruppin 
und im Bauamt der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz), Zim-
mer 12, Steindamm 21, 16928 Groß Pankow (Prignitz) aus und 
kann dort während der Dienststunden von jedermann eingese-
hen werden.

Um telefonische Anmeldung wird nach Möglichkeit gebeten.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle West, 
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam schriftlich angefordert 
werden.
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz in 
Potsdam erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013  
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8. April 2019 (BGBl. I S. 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom  
13. Mai 2019 (BGBl. I S. 706) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
einer Windenergieanlage
in 16928 Groß Pankow

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 14. Januar 2020

Der Firma Energiekontor AG wurde am 10. September 2019  
die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgeset-
zes (BImSchG) unter den im Genehmigungsbescheid aufge-
führten Nebenbestimmungen erteilt, eine Windenergieanlage in 
16928  Groß Pankow, Gemarkung Klein Woltersdorf, Flur 3, 
Flurstücke 60, 62, 64 und 65 zu errichten und zu betreiben. Die 
Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG auch die Baugeneh-
migung nach § 72 Absatz 1 Satz 1 der Brandenburgischen Bau-
ordnung (BbgBO). Die sofortige Vollziehung dieser Entschei-
dung wurde angeordnet.

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz liegt 
mit einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen in der 
Zeit vom 16. Januar 2020 bis einschließlich 29. Januar 2020 

im Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle 
West, Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 014, 14476 Pots-
dam OT Groß Glienicke aus und kann dort während der Dienst-
stunden von jedermann eingesehen werden.

Um telefonische Anmeldung wird nach Möglichkeit gebeten.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann Widerspruch beim Landesamt für 
Umwelt mit Sitz in Potsdam erhoben werden. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013  
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8. April 2019 (BGBl. I S. 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom  
13. Mai 2019 (BGBl. I S. 706) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West

Errichtung und Betrieb 
einer Hähnchenmastanlage

in 15320 Neutrebbin

Gemeinsame Bekanntmachung 
des Landesamtes für Umwelt und des 

Landkreises Märkisch-Oderland, untere Wasserbehörde
Vom 14. Januar 2020

Der Landwirtschaftsbetrieb Frank Brinkmeier, Klein Neuen-
dorfer Straße 10 in 15325 Letschin beantragt die Genehmigung 
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
für die Errichtung und den Betrieb einer Hähnchenmastanlage 
auf dem Grundstück 15320 Neutrebbin, Wriezener Straße in 
der Gemarkung Neutrebbin, Flur 2, Flurstück 439. 

Für das Vorhaben wurde darüber hinaus eine wasserrechtliche 
Erlaubnis gemäß § 8 Absatz 1 in Verbindung mit § 9 Absatz 1 
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Nummer 4 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) zur Benutzung 
eines Gewässers bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises 
Märkisch-Oderland beantragt. Gegenstand dieses Verfahrens 
ist die Einleitung von Niederschlagswasser in Gewässer.

Das beantragte Vorhaben umfasst den Umbau der vorhandenen 
Anlage, die in der Vergangenheit sowohl für die Putenaufzucht 
und -mast als auch für die Entenaufzucht und -mast genutzt 
wurde, zu einer Hähnchenmastanlage mit 50 000 Tierplätzen. 
Dazu sollen drei der vorhandenen Ställe umgebaut und die er-
forderlichen Nebeneinrichtungen errichtet werden. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 7.1.3.1 GE 
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 7.3.2 A der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG). 

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im I. Quartal 2020 vorgesehen.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 22. Januar 2020 
bis einschließlich 21. Februar 2020 

-	 im Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle 
Ost, Müllroser Chaussee 50, Zimmer 112 in 15236 Frank-
furt (Oder)  

-	 im Amt Barnim-Oderbruch, Bauverwaltung, Freienwalder 
Straße 48, Zimmer 107 in 16269 Wriezen

-	 im Landkreis Märkisch-Oderland, untere Wasserbehörde, 
Puschkinplatz 12, Haus B, Zimmer B 005 in 15306 Seelow

ausgelegt und können dort während der Dienststunden von je-
dermann eingesehen werden.

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch Angaben zu Lärm, 
Geruch, Ammoniak und Stickstoff, Staub, Auswirkungen auf 
Flora und Fauna, Wasser, FFH-Gebiete und eine naturschutz-
fachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein- 
wendungsfrist vom 22. Januar 2020 bis einschließlich 23. März 
2020 unter Angabe der Vorhaben-ID G02719 schriftlich oder 
elektronisch beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfah-
rensstelle Ost, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam (E-Mail- 
Adresse: T13@lfu.brandenburg.de) oder schriftlich beim Amt 
Barnim-Oderbruch, Bauverwaltung, Freienwalder Straße 48 in 
16269 Wriezen sowie beim Landkreis Märkisch-Oderland, un-
tere Wasserbehörde, Puschkinplatz 12 in 15306 Seelow erho-
ben werden. Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmi-
gungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter:

https://lfu.brandenburg.de/einwendungen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs
behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob 
ein Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund die-
ser Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies 
nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine 
form- und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörte-
rungstermin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 5. Mai 2020 um 
10 Uhr im Gemeindehaus Sietzing, Sietzinger Dorfstraße 37 
in 15324 Letschin, OT Sietzing. Kann die Erörterung an die-
sem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erörterungs- 
termin an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird  
darauf hingewiesen, dass die form- und fristgerecht erhobe- 
nen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder 
von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert  
werden.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu ge-
ben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh
migungsverfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden.

Nach § 7 Absatz 1 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung durchzuführen. Im Ergebnis dieser Vor-
prüfung wurde festgestellt, dass für das oben genannte Vorha-
ben keine UVP-Pflicht besteht. Die Feststellung erfolgte nach 
Beginn des Genehmigungsverfahrens auf der Grundlage der 
vom Vorhabensträger vorgelegten Unterlagen sowie eigener In-
formationen. 

Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Krite-
rien: Es kann davon ausgegangen werden, dass durch die bean-
tragte Anlage keine erheblichen nachteiligen Umweltauswir-
kungen hervorgerufen werden. 

Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Mensch 
einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, Boden, Was-
ser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Landschaftsbild 
ist nicht zu rechnen. Der Vorhabenstandort ist durch langjährige 
landwirtschaftliche Nutzung vorgeprägt.

Die zusätzlichen Eingriffe/Auswirkungen sind auf den Anlagen
standort beziehungsweise einen engen Umkreis begrenzt. Für 
das Vorhaben werden mehr Flächen durch den Abriss von Ge-
bäuden entsiegelt, als für Neubauten in Anspruch genommen 
werden. Es liegen keine Anhaltspunkte für erhebliche Nachteile 
durch Immissionen (Gerüche, Lärm, Staub, Ammoniak und 
Stickstoffeinträge) vor. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.
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Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013  
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8. April 2019 (BGBl. I S. 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
29. Mai 1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom  
13. Mai 2019 (BGBl. I S. 706) 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushalts
gesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Dezember 2018 
(BGBl. I S. 2254)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Landkreis Märkisch-Oderland
Der Landrat

BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming

Erneute Einladung zur 
konstituierenden Sitzung der 

Regionalversammlung Havelland-Fläming in der 
Kommunalwahlperiode 2019 - 2024

Bekanntmachung 
der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Havelland-Fläming 
Vom 12. Dezember 2019

Auf der Grundlage des § 6 Absatz 5 Satz 1 und 2 des Gesetzes 
zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungspla-
nung (RegBkPlG) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
8. Februar 2012 (GVBl. I Nr. 13), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 30. April 2019 (GVBl. I Nr. 11), wird hiermit erneut einge-
laden zur konstituierenden Sitzung der Regionalversammlung 
der Regionalen Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming in 
der Kommunalwahlperiode 2019 - 2024 am:

Donnerstag, den 30. Januar 2020 um 16.00 Uhr
in das Technologie- und Gründerzentrum

Brandenburg an der Havel
Friedrich-Franz-Straße 19

14770 Brandenburg an der Havel

Tagesordnung: 

I.	 Öffentlicher Teil

TOP 1	 Begrüßung, Feststellung der ordnungsgemäßen 
Einladung sowie der Beschlussfähigkeit und Bestäti-
gung der Tagesordnung

TOP 2	 Protokollkontrolle

	 -	� Protokoll des öffentlichen Teils der 11. Sitzung der 
Regionalversammlung am 27. Juni 2019

	 -	� Protokoll des öffentlichen Teils der Sitzung der Regio
nalversammlung am 24. Oktober 2019

TOP 3	 Wahlen

3.1	 Wahl eines Vorsitzenden beziehungsweise einer Vorsit-
zenden der Regionalversammlung (§ 6 Absatz 1 Satz 5 
erster Halbsatz in Verbindung mit § 7 Satz 1 RegBkPlG)

3.2	 Wahl eines 1. Stellvertreters beziehungsweise einer  
1. Stellvertreterin des beziehungsweise der Vorsitzenden 
der Regionalversammlung (§ 6 Absatz 1 Satz 5 zweiter 
Halbsatz RegBkPlG in Verbindung mit § 8 Absatz 1 der 
Hauptsatzung der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Havelland-Fläming vom 18. Juni 2009)

3.3	 Wahl eines 2. Stellvertreters beziehungsweise einer  
2. Stellvertreterin des beziehungsweise der Vorsitzenden 
der Regionalversammlung (§ 6 Absatz 1 Satz 5 zweiter 
Halbsatz RegBkPlG in Verbindung mit § 8 Absatz 1 der 
Hauptsatzung der Regionalen Planungsgemeinschaft 
Havelland-Fläming vom 18. Juni 2009)

3.4	 Wahl von weiteren Mitgliedern des Regionalvorstands 
(§ 7 Satz 2 RegBkPlG in Verbindung mit § 8 Absatz 1 
der Hauptsatzung der Regionalen Planungsgemein-
schaft Havelland-Fläming vom 18. Juni 2009)

3.5	 Wahl von stellvertretenden Mitgliedern des Regional-
vorstands (§ 7 Satz 2 RegBkPlG in Verbindung mit § 8 
Absatz 3 der Hauptsatzung der Regionalen Planungs
gemeinschaft Havelland-Fläming vom 18. Juni 2009)

3.6	 Wahl eines Vertreters beziehungsweise einer Vertreterin 
der Regionalen Planungsgemeinschaft im Regionalen 
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Planungsrat nach Artikel 11 des Landesplanungsvertra-
ges

TOP 4	 Bildung eines beratenden Ausschusses und weitere 
Rechtsangelegenheiten der Regionalversammlung

4.1	 Beschluss über die Bildung eines beratenden Ausschus-
ses für Planungsarbeit

	 -	 Beschlussvorlage 01/04/01
4.2	 Beschluss über die Erarbeitung von Grundsätzen und 

Kriterien für die Aufnahme beratender Mitglieder der 
Regionalversammlung

	 -	 Beschlussvorlage 01/04/02
4.3	 Beschluss über die Erarbeitung eines Änderungsent-

wurfs für die Hauptsatzung der Regionalen Planungs-
gemeinschaft

	 -	 Beschlussvorlage 01/04/03
4.4	 Beschluss über die Erarbeitung einer Geschäftsordnung 

für die Regionalversammlung Havelland-Fläming
	 -	 Beschlussvorlage 01/04/04

TOP 5	 Regionalplanung

5.1	 Beschlussfassung über die Prioritäten der Planungsar-
beit zum Regionalplan Havelland-Fläming 3.0

	 -	 Beschlussvorlage 01/05/01
5.2	 Grundfunktionale Schwerpunkte in der Region Havel-

land-Fläming
	 -	 Bericht der Planungsstelle
5.3	 Mögliche Auswirkungen des Urteils des 2. Senats des 

Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg vom  
23. Mai 2019 (OVG 2 A 4.19) auf das Plankonzept zur 
räumlichen Steuerung der Windenergienutzung 3.0 der 
Regionalen Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming 
vom 27. Juni 2019

	 -	 Bericht der Planungsstelle
5.4	 Die Anwendung der Siedlungsabstände und der Tier

ökologischen Abstandskriterien und ihre Auswirkun-
gen auf Bestandsanlagen und die räumliche Verteilung 
von Potenzialflächen für die Windenergienutzung

	 -	 Bericht der Planungsstelle

TOP 6	 Haushalts- und Wirtschaftsführung

	 Beschlussfassung über die Haushaltssatzung und den 
Haushaltsplan für das Jahr 2020

	 -	 Beschlussvorlage 01/06/01

	 Jahresabschluss 2017
	 -	 Beschluss über den Jahresabschluss 2017
	 -	� Beschluss über die Entlastung des Vorstands für die 

Haushalts- und Wirtschaftsführung 2017

TOP 7	 Einwohnerfragestunde

TOP 8	Verschiedenes (Mitteilungen, Anfragen und Termine)

II.	 Nicht öffentlicher Teil

TOP 1	 Protokollkontrolle

	 -	� Bestätigung des Protokolls des nicht öffentlichen 
Teils der 11. Sitzung der Regionalversammlung am  
27. Juni 2019

	 -	� Bestätigung des Protokolls des nicht öffentlichen 
Teils der Sitzung der Regionalversammlung am  
24. Oktober 2019

TOP 2	Verschiedenes (Mitteilungen, Anfragen und Termine)

Die Beschlussvorlagen mit den zugehörigen Beschlusssachen kön-
nen in der Regionalen Planungsstelle, Oderstraße 65, 14513 Tel-
tow eingesehen werden. Die Geschäftszeiten der Regionalen 
Planungsstelle sind Montag bis Freitag 8.00 bis 15.00 Uhr und 
zusätzlich Donnerstag 15.00 bis 17.30 Uhr.

Wolfgang Blasig
Vorsitzender der Regionalversammlung
der Regionalen Planungsgemeinschaft

Havelland-Fläming

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers 
und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung 

oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der 
Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberücksichtigt.

Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs- 
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
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entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht 
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 26. Februar 2020, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, 15236 Frankfurt (Oder), Saal 302 das im 
Grundbuch von Philadelphia Blatt 285 eingetragene Grund-
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 1,	 Gemarkung Philadelphia, Flur 2, Flurstück 266, Ge-

bäude- und Freifläche, Hauptstraße Philadelphia 21, 
Größe: 566 m²

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
27.04.2016 eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 119.000,00 EUR

Nutzung: anderthalbgeschossige Doppelhaushälfte sowie 
Schuppen.
Postanschrift: Hauptstraße Philadelphia 21, 15859 Storkow OT 
Philadelphia.
Im Termin am 06.12.2017 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwer-
tes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleiben-
den Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat.
Az.: 3 K 51/16

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 3. März 2020, 9:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, 15236 Frankfurt (Oder), Saal 302 öffentlich 
versteigert werden:
betreffend das im Grundbuch von Grünheide Blatt 1903 ein-
getragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeich-
nis:
lfd. Nr. 1,	 Gemarkung Grünheide, Flur 3, Flurstück 88/1, Ge-

bäude- und Freifläche, Peetzseestraße 31 a, Größe: 
539 m² 

lfd. Nr. 2
/zu 1;	 Grunddienstbarkeit (Geh-, Fahr- und Leitungsrecht) 

an dem Grundstück Grundbuch von Grünheide 
Blatt 945, lfd. Nr. 5

lfd. Nr. 3
/zu 1; 	 Grunddienstbarkeit (Duldung von Abstandsflächen) 

an dem Grundstück Grundbuch von Grünheide 
Blatt 945, lfd. Nr. 5

Bebauung mit einem eingeschossigen, nicht unterkellerten Ge-
bäude im Bungalowstil, bei welchem es sich nicht um ein 
Wohngebäude nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften handelt, 
sowie mit einem weiteren als Garage genutzten Bungalow.
Postanschrift: 15537 Grünheide, Peetzseestraße 31 a.

Verkehrswert:	 135.000,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 26.10.2018 in das Grund-
buch eingetragen worden.
Az.: 3 K 66/18

Terminsbestimmung
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft sollen am

Mittwoch, 11. März 2020, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, Saal 302, die im Grundbuch von Worin 
Blatt 20033 eingetragenen Grundstücke
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd. Nr. 3,	 Gemarkung Görlsdorf, Flur 1, Flurstück 232, Land-

wirtschaftsfläche, Der große Saugrund, Größe:  
37.575 m²

lfd. Nr. 4,	 Gemarkung Görlsdorf, Flur 2, Flurstück 91, Land-
wirtschaftsfläche, Am Wege nach Gusow, Größe: 
10.885 m²

versteigert werden.
Der Versteigerungsvermerk ist am 27.08.2018 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf
lfd. Nr. 3, Ackerfläche, ohne Postanschrift; 39.000,00 EUR
lfd. Nr. 4, Ackerfläche, ohne Postanschrift; 11.000,00 EUR
Az.: 3 K 42/18

Güterrechtsregistersachen

Amtsgericht Potsdam
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Niederlausitzer Studieninstitut für kommunale Ver-
waltung (NLSI)

Das kommunale Bildungsinstitut „Niederlausitzer Studieninsti-
tut für kommunale Verwaltung (NLSI)“ mit Sitz in Beeskow, 
Landkreis Oder-Spree, würde gern zum 1. April 2020 

eine hauptamtliche Dozentin/
einen hauptamtlichen Dozenten

unbefristet einstellen.

Als kommunales Studieninstitut sind wir zuständig für die Aus- 
und Fortbildung der Beschäftigten in den Mitgliedskommunen. 
Unser Institutsgebiet umschließt die Region der Landkreise 
Oder-Spree, Dahme-Spreewald, Spree-Neiße, Oberspreewald-
Lausitz, Elbe-Elster sowie der Städte Cottbus und Frankfurt 
(Oder). Neben der Lehrgangsdurchführung bieten wir Semina-
re in allen Fachbereichen an und sind auch zuständige Stelle für 
die Abnahme von Prüfungen. Aufgrund der ständig steigenden 
Teilnehmerzahlen brauchen wir dringend Verstärkung in der 
Lehre. Da die Qualität des Instituts unter anderem nach den 
Leistungen unserer Dozenten bemessen wird, die an „vorders-
ter Front“ für uns arbeiten, brauchen wir Mitarbeiter mit Freude 
an der Lehre, Fleiß und Engagement.

Was Sie erwartet: 

-	 Sie unterrichten in mindestens einem Prüfungsfach der 
nachfolgenden Lehrgänge: Verwaltungsfachangestellte, An- 
gestelltenlehrgang 1, Kaufleute für Büromanagement sowie 
Verwaltungskompetenzlehrgänge für Quereinsteiger. Be-
sonderer Bedarf besteht bei folgenden Fächern: Staatsrecht/
Allgemeines Verwaltungsrecht/Ordnungsrecht/Öffentliches 
Dienstrecht (besonderer Schwerpunkt Arbeits- und Tarif-
recht)/Öffentliche BWL. 

-	 Sie erstellen/überarbeiten Unterrichtskonzepte und  -mate-
rialien.

-	 Sie sind in Angelegenheiten der Lehrgangsplanung invol-
viert. 

-	 Sie arbeiten in Prüfungsausschüssen mit, dazu gehören 
Korrekturen von Prüfungsarbeiten und die Abnahme münd-
licher Prüfungen. 

Ihr Profil: 

-	 Verwaltungsfachwirtin/Verwaltungsfachwirt, Diplom-Ver-
waltungswirtin/Diplom-Verwaltungsfachwirt, abgeschlosse- 
nes Hochschulstudium in einem für die zu übernehmende 
Lehrtätigkeit geeigneten Fachbereich. 

-	 Pädagogische Eignung und Befähigung, die in der Regel 
durch Erfahrungen in der Lehre am Niederlausitzer Studien-
institut oder an anderen Bildungseinrichtungen und durch 
eine Probelehrveranstaltung nachgewiesen wird. 

-	 Von Vorteil wären Praxiserfahrungen durch eine Tätigkeit 
im öffentlichen Dienst. 

Wir erwarten von Ihnen: 

-	 hohe Belastbarkeit und Flexibilität, 
-	 eine sorgfältige und genaue Arbeitsweise, 
-	 Begeisterungsfähigkeit und Kreativität. 

Für die Arbeit im Team des NLSI sollten Sie auch über Kom-
munikations- und Teamfähigkeit verfügen. Auch ist ein Führer-
schein beziehungsweise ein eigenes Fahrzeug wünschenswert, 
da der Einsatz an verschiedenen Unterrichtsorten (insbesondere 
Beeskow, Lübben und Elsterwerda) erfolgt.

Wir bieten Ihnen in finanzieller Hinsicht:

-	 eine Vergütung nach TVöD EG 11 
-	 eine Zusatzversorgung durch die Zusatzversorgungskasse 

Brandenburg 
-	 unter anderem Urlaubsansprüche, Jahressonderzahlung und 

Leistungsentgelt nach dem TVöD. 

Wir bieten Ihnen in organisatorischer Hinsicht:

-	 Lehrgangsteilnehmende und Auszubildende mit guten bis 
sehr guten Schulabschlüssen, 

-	 eine Lehrtätigkeit mit einem hohen Maß an Eigenverant-
wortung, 

-	 erstklassige Arbeitsbedingungen hinsichtlich der technischen 
Ausstattung der Schulungsräume und 

-	 eine offene und teamorientierte Arbeitsatmosphäre sowie 
Unterstützung bei der Einarbeitung. 

Sollte Ihnen eine Vollzeitbeschäftigung nicht möglich sein, 
wäre auch eine Teilzeitbeschäftigung grundsätzlich möglich.

So sieht unser Auswahlverfahren aus: 

Nach einer Vorauswahl der eingehenden Bewerbungen schließt 
sich ein Auswahlverfahren mit Elementen eines „Assessment-
Centers“ an. Ebenso ist eine Lehrprobe integriert. Die Festle-
gung der zu unterrichtenden Fächer wird zwischen Ihnen und 
dem NLSI nach dem Auswahlverfahren vereinbart. 

Sind Sie interessiert und haben Lust, unser Team zu verstärken? 
Dann senden Sie bitte Ihre Bewerbungsunterlagen gern per 
Mail oder Post bis spätestens 10. Februar 2020 an das 

Niederlausitzer Studieninstitut 
für kommunale Verwaltung 
Der Studienleiter 
Spreeinsel 2 
15848 Beeskow 

E-Mail: groenke@nlsi.de 

Für Auskünfte steht Ihnen gern Gundula Grönke unter  
Tel.: 03366 520815 oder unter groenke@nlsi.de gern zur Verfü-
gung.

STELLENAUSSCHREIBUNGEN
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Hinweis: 

Möchten Sie Ihre Rechte für schwerbehinderte beziehungs- 
weise gleichgestellte behinderte Menschen geltend machen, ist 
es erforderlich, dass Sie mit Einreichung der Bewerbungsunter-
lagen die Vorlage der entsprechenden amtlichen Nachweise 
vorlegen. Wir bitten um Verständnis, dass wir die Kosten, die 
im Zusammenhang mit der Bewerbung stehen, nicht überneh-
men können.

Hinweis zum Datenschutz:

Die von Ihnen im Rahmen der Bewerbung mitgeteilten perso-
nenbezogenen Daten werden auf der Grundlage des § 26 des 

Brandenburgischen Datenschutzgesetzes verarbeitet. Die voll-
ständige Datenschutzerklärung finden Sie unter:

https://www.nlsi.de/jobs/stellenangebote/documents/stellen-
ausschr_nlsi_hauptamtl._dozent_in_2020.pdf.

Sofern Sie mit der Verarbeitung Ihrer Daten nicht einverstanden 
sind oder die Einwilligung widerrufen, können wir Ihre Bewer-
bung leider nicht berücksichtigen.
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